
 
 

Arbeitshilfen  
Die ständige Vertretung vs. Abwesenheitsvertretung im tariflichen Sinne 
 

Ständige Vertretung nach 

Tätigkeitsmerkmal 

Einige wenige Tätigkeitsmerk-

male setzen voraus, dass es 

sich bei Beschäftigten um 

"ständige Vertreter" handelt. 

Hierfür enthalten die Tarifver-

träge für den öffentlichen 

Dienst im TVöD und TV-L 

Klarstellungen, dass damit 

nicht die Vertreter in Urlaubs- 

und sonstigen Abwesenheits-

fällen gemeint sind. In solchen 

Fällen handelt es sich vielmehr 

um einen "ständigen Abwesen-

heitsvertreter". Auf die ein-

schlägigen tariflichen Reglun-

gen in den Entgeltordnungen 

wird hiermit verwiesen. 

 

Ständige Vertretung nach 

Bestellung 

Die Bestellung eines "ständi-

gen Vertreters" erfordert dem-

gegenüber, dass der Beschäf-

tigte vom Arbeitgeber auf 

Dauer und zur Gesamtvertre-

tung bestellt ist. Die "ständige 

Vertretung" erfasst auch Auf-

gaben des Vertretenen – neben 

diesem – während dessen An-

wesenheit. Die Aufgabe wird 

während der gesamten Ar-

beitszeit ausgeübt. Allerdings 

kann es nach Auffassung des 

Landesarbeitsgerichts B.-W. 

auch genügen, wenn  Stel-

leninhaber nach dem Dienst-

plan stets in unterschiedlichen 

Schichten eingesetzt sind und 

diese während ihrer Schicht 

alle Aufgaben der jeweils an-

deren Stelle wahrnehmen 

Durch die Bestellung eines Be-

schäftigten zum "ständigen 

Vertreter" kann diesem eine 

höherwertige Tätigkeit über-

tragen werden. 

 

Vorübergehend/vertretungs-

weise übertragene Tätigkei-

ten     

Im Berufsalltag ergeben sich 

regelmäßig Situationen in de-

nen aus personalwirtschaft-li-

chen/organisatorischen (sach-

lichen) Gründen Mitarbeitern 

vorübergehend/vertretungs-

weise für einen überschauba-

ren Zeitraum eine Tätigkeit 

nach Direktionsrecht übertra-

gen wird, die den Tätigkeits-

merkmalen einer höheren als 

der vorliegenden Entgelt-

gruppe entspricht. In diesen 

Fällen greift nicht der Grund-

satz der Tarifautomatik und die 

vorübergehend/ vertretungs-

weise übertragenen Tätigkei-

ten werden somit nicht Gegen-

stand der Tätigkeitsbeschrei-

bung und Tätigkeitsbewer-

tung. Jedoch hat der Beschäf-

tigte im Gegensatz zum Beam-

ten bei der vertretungsweisen 

Wahrnehmung höherwertiger 

Aufgaben nach Ablauf festge-

legter Fristen Anspruch auf 

Zahlung einer persönlichen 

Zulage. Voraussetzung für 

eine solche Zulage ist jedoch, 

dass der Beschäftigte die vor-

übergehend übertragene hö-

herwertige Tätigkeit zur Erlan-

gung der persönlichen Zulage 

mindestens 1 Monat, wenn 

auch nicht ununterbrochen, tat-

sächlich ausübt. Unterbre-

chungstage sind auf die Mo-

natsfrist nicht anzurechnen.  

 

Vertreter in Urlaubs- und 

sonstigen Abwesenheitsfäl-

len  

Eine Form der vorüberge-

hend/vertretungsweisen Über-

tragung anderer, so auch z. B. 

höherwertiger  Tätigkeiten 
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sind die sog. Abwesenheitsver-

tretungen bei Urlaub oder 

Krankheit von Stelleninha-

bern. Auch diese werden durch 

das Direktionsrecht erfasst. In 

der tariflichen Praxis kommt es 

dabei überwiegend nicht zur 

einer Zulagengewährung 

durch Unterschreitung der Mo-

natsfrist. Tätigkeiten der Ur-

laubs- oder Krankheitsvertre-

tung werden ganz überwie-

gend auch nicht Gegenstand 

der Tätigkeitsbeschreibung 

und damit auch nicht der Tä-

tigkeitsbewer-tung, da es sich 

bei den zu bewertenden Ar-

beitsvorgänge nach Protokoll-

notiz Nr. 1 zum § 12 TV-L 

bzw. der Protokollnotiz Nr. 1 

zu § 22 BAT, i. v. m. dem 

TVöD nicht um beständig wi-

derkehrende Arbeiten handelt. 

Bei Urlaubs- und Krankheits-

vertretungen ist überwiegend 

nicht zu erwarten, dass regel-

mäßig gleiche Arbeitsvor-

gänge des zu vertretenden 

übernommen werden.        

 

 


